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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000101/2016 

an die Kommission 
Artikel 128 der Geschäftsordnung 

Janusz Lewandowski 
im Namen der PPE-Fraktion 

Betrifft: Die Anwendung des Mindestlohngesetzes im Bereich Verkehr 

Die Mitgliedstaaten setzen in zunehmendem Umfang Mindestlohngesetze um, die auch für Personen 
gelten, die ihre Arbeit nur zeitweise auf ihrem Hoheitsgebiet verrichten, einschließlich für Fahrer von 
Beförderungsfahrzeugen auf grenzüberschreitenden Reiserouten, ungeachtet des Orts der 
Niederlassung des jeweiligen Arbeitgebers. Nach dem Verständnis der Fragesteller wird es den 
Verkehrsunternehmen durch diese Bestimmungen erschwert, sich die Freiheiten des EU-
Binnenmarkts zunutze mache. Insbesondere die Wettbewerbsfähigkeit zahlreicher kleiner und 
mittlerer Unternehmen wird von diesen Gesetzen stark beeinträchtigt. 

Während immer mehr Mitgliedstaaten entsprechende Rechtsvorschriften einführen, erklärte die 
Kommission im Mai 2015, dass die Anwendung von sich aus dem Mindestlohngesetz (MiLoG) 
ergebenden Mindestlöhnen auf Durchfuhrsendungen und bestimmte Arten des grenzüberschreitenden 
Verkehrs nicht gerechtfertigt sei, und leitete ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland ein. 
Darüber hinaus betonte die Kommission unlängst, dass die Anwendung des Mindestlohns auf einige 
internationale Beförderungsleistungen, die nur am Rande eine Verbindung zu dem Hoheitsgebiet des 
Aufnahmemitgliedstaates aufweisen, das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes 
verhindert. 

Das Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland ist jedoch inzwischen seit über einem Jahr 
anhängig, und die Kommission hat dem Parlament und den Unternehmen – insbesondere den KMU –, 
für die diese Regeln gelten, diesbezüglich immer noch keine ausführliche Auskunft erteilt. Dies führt 
für die Unternehmen, die wirtschaftlicher Tätigkeiten innerhalb der EU aufnehmen möchten, zu einer 
rechtlichen Unsicherheit sowie fehlender Klarheit.  

Vor diesem Hintergrund und in Anbetracht der Antworten der Kommission auf die Anfragen zur 
schriftlichen Beantwortung E-010081/14, E-010749/14 und P-010809/14, die von MdEP eingereicht 
wurden, wird die Kommission um die Beantwortung der folgenden Fragen ersucht: 

1. Wie lautet die Einschätzung der Kommission hinsichtlich der Anwendung der Mindestlohngesetze 
im Bereich Verkehr angesichts der Notwendigkeit, den Binnenmarkt und die 
Dienstleistungsfreiheit zu schützen? 

2. Was ist der aktuelle Stand des laufenden Vertragsverletzungsverfahrens?  

3. Gedenkt die Kommission, sich in dem anstehenden Straßenverkehrspaket mit diese Frage zu 
beschäftigen? 
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